
 

Streikdelegiertenkonferenz 
der saarländischen Krankenhäuser am 23.1.2017 

In Erwägung 
der Situation erklären die Delegierten aus den Stationen 
und Bereichen der saarländischen Krankenhäuser: 
Unsere Lage nehmen wir 
nicht länger hin. Wir brau-
chen umgehend Entlastung. 
Wir brauchen  dringend  
mehr Personal in den Kran-
kenhäusern.  

Wir sind verärgert, dass die 
Arbeitgeber nicht über einen 
Tarifvertrag Entlastung ver-
handeln wollen. Jeder weiß, 
was in den Krankenhäusern 
los ist.  

Wir sind wütend, dass die 
herrschende Politik ein Ge-
sundheitssystem geschaffen 
hat, das zu Personalabbau 
und prekärer Beschäftigung 
führt. 

Die Landesregierung zahlt 
jährlich mindestens 50 Mil-
lionen Euro Investitionen an 
die Krankenhäuser nicht. 
Dadurch gibt es etwa 600 
Pflegestellen weniger im 
Saarland.  

Die Arbeitgeber nehmen 
billigend in Kauf, dass ihre 
Beschäftigten krank werden. 
Der gesetzlichen Verpflich-
tung, dafür zu sorgen, dass 
niemand bei der Arbeit ge-
sundheitlichen Schaden er-
leidet, kommen sie nicht 
nach.   

Wir sind auf einen Arbeits-
kampf vorbereitet und wir 
bereiten uns weiter vor. Nur 
so werden wir bei Arbeitge-
bern und Regierung ernst 
genommen. 

Wir führen mit den Arbeitge-
bern ab nächster Woche 

Gespräche. Wir erwarten, 
dass die Arbeitgeber die 
Gespräch zielorientiert füh-
ren und keine Hinhaltetaktik 
betreiben.  

Wir werden die Gespräche 
auf einem Delegiertentreffen 
am 15. Februar bewerten. 
Sollte sich in den Gesprä-
chen keine Lösung abzeich-
nen, werden wir zur Urab-
stimmung rufen und die Be-
schäftigten fragen, ob sie in 
einen unbefristeten Streik 
einzutreten bereit sind. 

Wir haben mit Interesse die 
Ankündigungen des Ge-
sundheitsministeriums ver-
nommen, im Saarland An-
haltszahlen für die Stationen 
einzuführen. Dies begrüßen 
wir. 

Leider gab es schon viele 
Ankündigungen und wir-
kungslose Programme. Wir 
sagen, Schluss mit Place-
bos. Unsere Skepsis ist 
groß, dass nach der Wahl 
nicht umgesetzt wird, was 
vor der Wahl versprochen 
wurde. Wir erwarten von der 
neuen Landesregierung, 
dass sie dieses Vorhaben in 
ihre Koalitionsvereinbarung 
aufnimmt. Wir werden nach 
100 Tagen die eingeleiteten 
Maßnahmen kritisch bewer-
ten. 

Wir werden kein einzelnes 
Haus herauspicken. Wir 
brauchen Entlastung in allen 
Krankenhäusern. Minde-
stens elf Krankenhäuser 

müssen die Maßnahmen zur 
Entlastung anwenden 

Wir sind bereit zu sprechen, 
aber wir lassen uns nicht 
hinhalten. Wir passen auf. In 
den Krankenhäusern. Bei 
der Regierungsbildung. Und 
wir lassen nicht nach: wir 
müssen stärker werden, nur 
so sind wir in der Lage die 
unhaltbaren, menschenun-
würdigen und patienten-
feindlichen Zustände in den 
Krankenhäusern zu ändern. 

Wir rufen zu einer großen 
Demonstration am Interna-
tionalen Frauentag, denn 
nicht nur grammatikalisch 
ist die Pflege weiblich. Am 
8. März 2017 demonstrie-
ren wir in Saarbrücken. 
Wir laden die Saarländi-
sche Krankenhausgesell-
schaft, die Unterstützer 
des Saarbrücker Appells 
und alle Unterstützer der 
Pflege ein, das Anliegen 
mehr Personal zu unter-
stützen. Lasst uns ge-
meinsam für eine bessere 
Personal- und Finanzaus-
stattung demonstrieren.  
Das Geld muss endlich für 
mehr Personal verwendet 
werden. Ausdrücklich 
freuen wir uns über Soli-
daritätsteilnahme aus an-
deren Bundesländern und 
von Bürgerinnen und Bür-
gern des Saarlandes. 

Saarbrücken-Dudweiler  
am 23. Januar 2017 


